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Agrarpolitik

Einkommenspolitik 
zugunsten der Landwirtsciiaft

Dr. W alter^ ischer, Bad Harzburg

Die G esdiidite zeigt, daß alle Agrarstaaten, die sich 
zu Industriestaaten entwickelten, früher oder spä­

ter ein Stadium erreichten, in dem die durchschnittlich 
erzielten Einkommen in der Landwirtschaft merklich 
hinter den Einkommen in den anderen W irtschafts­
bereichen zurückblieben. Dieser Zustand führte zu 
einem meist rasch wachsenden Gefälle im Lebens­
standard zwischen Stadt und Land, das sich politisch in 
Abwehrmaßnahmen der Landbevölkerung auswirkte. 
Die Regierungen der westlichen Industriestaaten sahen 
sich gezwungen, dieses Dilemma durch Gegenmaßnah­
men abzuschwächen, die alle darauf hinauslaufen, den 
im A grarsektor tätigen Menschen auf Kosten der an­
deren Bereiche der Volkswirtschaft ein zusätzliches 
Einkommen zu verschaffen. Neben innerpolitischen 
Rücksichten spielen ernährungswirtschaftliche Gesichts­
punkte hierbei eine wichtige Rolle: Die Sicherung der 
Volksernährung darf auch in Kriegszeiten oder bei 
starken Störungen der außenwirtschaftlichen Verbin­
dungen nicht gefährdet werden.^)

URSACHEN DER EINKOMMENSDIVERGENZEN

W issenschaftler wie Theodor W. Schultz, Ojala, Four- 
astie und unter den deutschen Agrarforschern Hanau, 
Niehaus und Plate weisen darauf hin, daß die eigent­
liche Ursache der Disparität in der Einkommensver­
teilung zwischen Landwirtschaft und nichtlandwirt­
schaftlichem Sektor auf der Immobilität der landw irt­
schaftlichen Produktionsfaktoren beruht vor allem auf 
dem unökonomischen Festhalten der in der Landwirt­
schaft Tätigen an ihrem entwerteten Arbeitsplatz. In 
der gegenwärtigen Situation versucht die große M ehr­
zahl der Landwirte ihr unbefriedigendes Einkommen 
durch Erhöhung der Produktion zu verbessern. Auf­
grund der für landwirtschaftliche Produkte bestehen­
den niedrigen Einkommenselastizitäten ergibt sich aus 
dem hohen Angebot ein Druck auf die Preise landw irt­
schaftlicher Produkte und damit auf die Einkommen 
der Landwirte. Direkte staatliche Eingriffe in das 
Marktgeschehen und Subventionen sind daraufhin die

‘) Vgl. J . H o r r i n g : Sollte d ie Landwirtschaft ln der A grar­
politik  als e in  öffen tlid ier Dienst aufgefaßt w erden? In: A grarw irt- 
sd iaft, 1967, Heft 4.

ultima ratio, die von der Mehrzahl der Landwirte als 
staatspolitische Notwendigkeit und soziale Pflicht be­
trachtet wird.

MASSNAHMEN DER AGRARPOLITIK

Die in der Praxis in dieser Richtung eingeschlagenen 
W ege zur Beseitigung der Disparität in der Einkom­
m ensverteilung sind vielgestaltig. Sie reichen von un­
m ittelbaren Einkommensübertragungen in Form sozia­
ler Unterstützungen der landwirtschaftlichen Bevölke­
rung über Subventionen (wie z. B. Steuererm äßigun­
gen, Zinsverbilligungen, Zuschüsse zu Investitionen 
und laufenden Betriebsausgaben) bis zu staatlich ga­
rantierten Preisen der landwirtschaftlichen V erkaufs­
produkte, deren Durchsetzung vielfach erhebliche 
öffentliche Mittel für den Ankauf, die Lagerung und 
die W iederveräußerung von Marktüberschüssen erfor­
dert. Daneben treten Strukturverbesserungsm aßnah­
men, die das Ziel haben, durch V eränderung der 
Betriebsgrößen, der innerbetrieblichen Verhältnisse 
(Besitzzerstückelung, eingeengte Dorflage) und der 
Infrastruktur ländlicher Bezirke (Wegebau, Energie­
versorgung, Industrialisierung) auf lange Sicht nur auf 
landwirtsdiaftliche Betriebe hin zu arbeiten, „die einen 
paritätischen Lebensstandard ermöglichen".

Die verschiedenen Industrieländer entwickelten A grar­
stützungssysteme, die einerseits Paritäts p r e i s e  und 
andererseits Paritäts e i n k o m m e n  zu erreichen su ­
chen. Ein Paritätspreissystem  finden wir in ausgepräg­
tem Maße in den USA. In Europa verfolgen die 
Schweiz, Großbritannien und Holland ein ähnliches 
Ziel. Paritätseinkommenssysteme bestehen vor allem 
in Schweden und in der Bundesrepublik Deutschland.

DAS PARITÄTSPREISSYSTEM DER USA

Grundlage des amerikanischen Preisstützungssystems 
ist der „Agricultural Adjustm ent Act", der am 15. Mai 
1933 vom Kongreß verabschiedet wurde. Dieses „Land­
wirtschaftliche Anpassungsgesetz" bestimmt:
I I Herstellung und Erhaltung eines Gleichgewichts 

zwischen Produktion und Verbrauch landwirtschaft-
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lieber Produkte und Schaffung solcher M arktbedin­
gungen, die den Erlösen aus landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen — bezogen auf eine Basiszeit — 
eine stabile Kaufkraft für die vom Landwirt be­
nötigten Betriebsmittel und Verbrauchsgüter ge­
währt.

Q  Das Gleichgewicht der Kaufkraft soll unter Berück­
sichtigung der laufenden Verbrauchernachfrage auf 
den heimischen und ausländischen M ärkten durch 
schrittweise Beseitigung der bestehenden Abwei­
chungen herbeigeführt werden.

I I Die Interessen der Verbraucherschaft sind so zu 
wahren, daß der A nteil ihrer Ausgaben für land­
wirtschaftliche Produkte oder daraus hergestellte 
Erzeugnisse dem der Basiszeit entspricht.

Für die Basiszeit wurde ein „Paritätspreisindex" be­
rechnet, in dem die Kaufkraft der Erlöse aus landwirt­
schaftlichen Erzeugnissen an den Preisen für landwirt­
schaftliche Betriebsmittel und Verbrauchsgüter, den 
landwirtschaftlichen Hypothekenzinsen, den Steuern 
für Grund und Boden und (ab 1949) den Barlohnsätzen 
für familienfremde Arbeitskräfte gemessen wurde. Mit 
Hilfe des Paritätspreisindex werden Paritätspreise für 
die einzelnen Agrarerzeugnisse errechnet, die als M aß­
stäbe für die von der Regierung anzustrebenden Stüt­
zungspreise dienen. Diese Stützungspreise werden von 
Jahr zu Jah r neu festgesetzt. Sie dürfen 90 "/o der 
Paritätspreishöhe nicht überschreiten.

Die Preisstützung erfolgt durch Beleihung der vom 
Erzeuger eingelagerten Erzeugnisse oder durch Kauf 
zum Stützungspreis durch die „Commodity Credit Cor­
poration", der „Waren-Kredit-Gesellschaft" als aus­
führendem Organ des Staates.

ÄNDERUNGEN AM SYSTEM

Seit seiner Einführung ist das System im Laufe der 
Jahre mehrfach geändert worden. So wurde z. B. als 
Berechnungsgrundlage (Basiszeit) jeweils der Durch­
schnitt der in den letzten zehn Jahren erzielten M arkt­
preise gewählt. W eiterhin unterlag die Höhe der 
Stützungspreise im Verhältnis zu den Paritätspreisen 
Veränderungen (in den Nachkriegsjahren variable Sät­
ze, je  nach Ausfall der Ernte). Außerdem wurden 1956 
nach dem Auflaufen großer Vorratsmengen Kontin­
gentsbestimmungen festgelegt. Mit den Farmern 
wurden über die „Bodenbank" (Soil Bank) Verträge 
über das Nichtbestellen von Ackerland gegen entspre­
chende Entschädigung abgeschlossen, um auf diese 
Weise die Produktion einzudämmen.

Heute orientieren sich die Stützungspreise nicht mehr 
allein am Paritätspreisindex, sondern weitgehend an 
den W eltm arktpreisen, und die Farmer erhalten die

*) Basiszeit w ar 1909 bis 1914. In  d ieser Zeit galten  die am erika- 
nisdien Farm ereinkom m en im Vergleich zu den Einkommen ande­
rer Berufe als angem essen.

Stützungspreise nur für ein bestimmtes V ertragskon­
tingent.

ERGEBNISSE DES US-SYSTEMS

In seiner praktischen Handhabung gewährt dieses 
Stützungssystem den Farmern „M indestpreise“, die 
meist erheblich unter den sog. Paritätspreisen liegen. 
Hierdurch bew ahrt es die Landwirtschaft zwar vor 
Marktzusammenbrüchen, wie sie in der großen W irt­
schaftskrise der dreißiger Jahre erfolgten, von einem 
„Paritätseinkommen" kann allerdings keine Rede sein.

Die Preisstützungsmaßnahmen kommen — wie alle 
linear an die Verkaufsprodukte der Landwirtschaft 
gebundenen Stützungsmaßnahmen — einseitig den 
Inhabern der Großbetriebe zugute. 1965 erzielten 30 ”/o 
aller Betriebsinhaber 70 “/o des Gesamteinkommens der 
amerikanischen Landwirtschaft.

Auch die Einschränkung der Produktion durch die mit 
den einzelnen Farmern geschlossenen Landstillegungs­
verträge verschaffte den Großfarmern erhebliche Zu­
satzeinkommen. Einzelne Großfarmer erhielten jährlich 
für das Nichtbestellen eines Teiles ihrer Betriebsfläche 
vom Staat bis zu 50 000 $. Dabei zeigte sich, daß nur 
das schlechteste Land der „nationalen Bodenreserve" 
zugeteilt wurde, während die hierfür erlangten Mittel 
durch verm ehrten Aufwand — vor allem an Handels­
dünger — auf dem w eiter bestellten Ackerland die 
Erträge sprunghaft steigen ließen. So wurde der be­
absichtigte Effekt — Einschränkung der Produktion — 
nicht nur nicht erreicht, sondern sogar die entgegen­
gesetzte Entwicklung gefördert.

Die staatlichen Stützungsmaßnahmen haben erreicht, 
daß — längerfristig betrachtet — der Anteil der Land­
wirtschaft am Volkseinkommen und ihr Anteil an 
A rbeitskräften im allgemeinen „mit einer ähnlichen 
Rate" fieP).

DIE AGRARPOLITIK SCHW EDENS

In Schweden wurden die ersten umfangreichen Agrar­
schutzmaßnahmen ebenfalls während der großen W irt­
schaftskrise Anfang der dreißiger Jahre ergriffen. Zu 
Beginn des Zweiten W eltkrieges wurden die Schutz­
maßnahmen der heimischen Landwirtschaft verstärkt, 
um die Produktion anzuregen; Schweden bezog damals 
noch 30 Vo seines Nahrungsmittelverbrauchs aus dem 
Ausland. Durch Gesetz wurde 1940 der landwirtschaft­
lichen Bevölkerung ein ebenso hohes Einkommen zu­
gesichert, wie es bei vergleichbarer Tätigkeit in ande­
ren Berufen zu erzielen war. Nach Ubergangslösungen 
während des Zweiten W eltkrieges und in den ersten 
Nachkriegsjahren, die aufgrund einer sog. „Total­
kalkulation" — die gesamte Landwirtschaft Schwedens 
wurde als ein einziger landwirtschaftlicher Betrieb auf­
gefaßt — durch Preisfestsetzungen, Einfuhrregulierun­

* )F . D o v r i n g ;  W^hen Farm ers Become Few er. In: A grar­
w irtschaft, 1967, H eft 3.
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gen u. a. Maßnahmen das Preisniveau der im Inland 
erzeugten Agrarprodukte mit dem Preisniveau der 
Betriebsmittel in Einklang bringen sollten, wurde 1956 
ein Dreijahresabkommen zwischen Regierung und 
Landwirtschaftsverbänden abgeschlossen (diesem Ab­
kommen schloß sich 1959 ein Sechsjahresabkommen 
an).

Es sollten jetzt Agrarpreise angesteuert werden, die in 
sog. Basisbetrieben dem Betriebsleiter ein Einkommen 
gewähren, das mit dem Lohneinkommen eines Indu­
striearbeiters in Süd- und Mittelschweden (Stockholm 
und Göteborg wurden ausgenommen) vergleichbar ist. 
Als Basisbetriebe wurden Betriebe mit 10 ha bis 20 ha 
landwirtschaftlich genutzter Fläche, die rationell ge­
leitet werden, ausgewählt.

An Stelle von Festpreisen traten jetzt m ittlere Preise, 
deren obere und untere Grenzen für drei bzw. sechs 
Jahre festgelegt wurden. Gewisse Sicherheitsklauseln 
für den Fall der Geldentwertung, der über- oder 
Unterschreitung der festgesetzten Preisgrenzen oder 
länger andauernde Veränderung des „Realpreis­
index" (=  Preisindex der landwirtschaftlichen Pro­
dukte; Preisindex der Konsumgüter) wurden einge­
baut.

LOSUN G DURCH STRUKTURVERÄNDERUNGEN

In diesen Abkommen schlug sich die Erkenntnis nieder, 
daß ein Paritätseinkommen in der Landwirtschaft nur 
in Betrieben von einer gewissen Mindestgröße an 
erreichbar ist. Strukturveränderungen sind deshalb die 
Voraussetzung, daß das durchschnittliche N ettoein­
kommen des ganzen Berufsstandes nachhaltig gehoben 
werden kann. 1956 entsprachen nur 22 Vo der landw irt­
schaftlichen Betriebe Schwedens der Basisbetriebsgröße 
von 10 bis 20 ha.

Das Schwergewicht der schwedischen Agrarpolitik hat 
sich deshalb im Laufe der Jahre auf Strukturm aßnah­
men — Auflösung oder Aufstockung kleinerer Be­
triebe — verlagert. Zwar geht die Zahl der landw irt­
schaftlichen Betriebe auf Kosten der Kleinbetriebe 
unter 10 ha von Jahr zu Jah r zurück, und die Zahl der 
in der Landwirtschaft Beschäftigten verm inderte sich 
in den letzten 20 Jahren auf die Hälfte, gleichwohl 
vermochte diese Entwicklung das Problem der Ein­
kom m ensdisparität nicht zu lösen. Die Industrie­
arbeitereinkommen sind etwa doppelt so hoch wie das 
Einkommen eines schwedischen Landwirts in einem 
gut geleiteten Betrieb von etwa 20 ha landwirtschaft­
lich genutzter Fläche.

DAS lANDW IRTSCHAFTSGESETZ DER BRD

Das Landwirtschaftsgesetz vom 5. 9. 1955 verpflichtet 
die Bundesregierung, bis zum 15. 2. jeden Jahres einen 
„Bericht über die Lage der Landwirtschaft" und im 
Anschluß an diesen „Grünen Bericht" eine Übersicht 
über die bislang ergriffenen „Maßnahmen der Bundes­

regierung zur Förderung der Landwirtschaft" sowie 
einen Etatvoranschlag für das neue H aushaltsjahr, den 
„Grünen Plan" vorzulegen. Hierdurch soll die Regie­
rung gezwungen werden, alljährlich Rechenschaft ab­
zulegen über ihren Erfolg oder Mißerfolg bei Erfüllung 
der ihr durch das Landwirtschaftsgesetz gestellten Auf­
gabe, der Landbevölkerung ein industriegleiches Ein­
kommen zu ermöglichen.
Die Maßnahmen der Bundesregierung zur Förderung 
der Landwirtschaft bestanden einmal darin, daß für 
Getreide, Zuckerrüben und Trinkmilch staatlich garan­
tierte M indestpreise festgesetzt wurden und auf den 
M ärkten für Lebendvieh und Butter durch Stützungs­
käufe und Lagerhaltung ein gewisses Preisniveau zu 
halten versucht wurde. Neben M arktinterventionen im 
Inland konnte durch preis- und mengenmäßige Ab­
schirmung des Binnenmarktes vom W eltm arkt das In­
landspreisniveau hoch gehalten werden, zumal trotz 
starker Steigerung der Inlandsproduktion die Einfuhr­
abhängigkeit im Ernährungsbereich bei etw a 60 ”/o bis 
70 “/o relativ hoch lag. Mit Einführung der gemein­
samen EWG-Marktordnung hat sich die Abschirmung 
vom W eltm arkt noch verstärkt. Der EW G-Vertrag 
untersagt alle „unmittelbar die Produktion fördernden 
Maßnahmen". Die Bundesregierung hat deshalb die 
Düngemittelsubventionen an die Landwirtschaft bereits 
eingestellt. Auch die durch Zahlung eines „Förderungs­
zuschlags zum Milchauszahlungspreis" bisher übliche 
Subventionierung der Milchwirtschaft soll durch Maß­
nahmen ersetzt werden, die den Landwirten allein 
über den M arkt befriedigende Preise sichern. Neben 
unm ittelbar die Einkommen verbessernden M aßnah­
men wurde die deutsche Landwirtschaft durch Rück­
erstattung bzw. Erlaß von Steuern, Ausfuhrprämien, 
Zahlung von Ausgleichsbeträgen u. ä. unterstützt. Da­
neben wurden von Jahr zu Jah r steigende Beträge 
ausgeschüttet, die der Strukturverbesserung gelten, 
z. B. für Flurbereinigung, Aussiedlung, W egebau u. a. 
Insgesamt erreichten die „finanziellen Leistungen des 
Bundes auf dem Gebiete der Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten" nach Aufstellungen des Bundesministe­
riums der Finanzen in den letzten Jahren mehr als
3,5 Mrd. DM. Hinzu kam en die „unsichtbaren Begün­
stigungen im Rahmen des Steuerrechts" in Form von 
Befreiung der Landwirtschaft von der Umsatzsteuer, 
Kraftfahrzeugsteuer (für Zugmaschinen), erhöhten 
Freibeträgen bei der Einkommensteuer u. a. in Höhe 
von etwa 1 Mrd. DM.

BESEITIGUNG DER EINKOMMENSDISPARITÄT

Von wissenschaftlicher Seite ist mehrfach die Frage 
untersucht worden, welche Voraussetzungen gegeben 
sein müssen, um die Einkommensdisparität der w est­
deutschen Landwirtschaft zu beseitigen;^) ferner ist die

Vgl. u. a. Gem einsam es G utad iten  von M itgliedern des W is- 
senschaftlichen Beirats beim BML und von w irtsdiaftsw issenschaft- 
lid ien  B eratern der Kommission der EW G: W irkungen einer Sen­
kung der A grarpreise  im Rahm en einer gem einsam en A grarpo litik  
der EWG auf die Einkom m ensverhältnisse der Landw irtsd iaft in 
der Bundesrepublik  Deutschland, Brüssel 1962.

44 WIRTSCHAFTSDIENST 1968/1



AGRARPOLITIK

Frage untersucht worden, wie weit die der Landwirt­
schaft gewährten Subventionen auch den Verbrauchern 
zugute kommen*). Das Ergebnis zur ersten Frage ent­
hält die Feststellung, daß selbst bei anhaltendem w irt­
schaftlichen Wachstum der gesamten Volkswirtschaft 
eine weitere kräftige Abwanderung der in der Land­
wirtschaft Tätigen in andere W irtschaftsbereidie not­
wendig ist. Die Untersudiung der zweiten Frage legt 
dar, daß mindestens ein Teil der Subventionen den 
Verbrauchern zugute kommt, weil die ständig steigen­
den Ansprüche der Konsumenten sowohl an die Qua­
lität wie an die Aufmachung der W are erhöhte Pro­
duktionskosten erfordern, die ohne die verschiedenen 
Stützungsmaßnahmen zu erhöhten Kosten und damit 
zu höheren Preisen geführt haben würden.

Mit der Bildung des Gemeinsamen M arktes tritt die 
westdeutsche Landwirtschaft mit den landwirtschaft­
lichen Produzenten ihrer fünf Partnerländer in unge­
schützten W ettbewerb. Zugleich verliert die eigene 
Agrarpolitik in allen M arkt- und Preisfragen ihre Ent­
scheidungsfreiheit, Um so bedeutungsvoller wird das 
Gebiet der Strukturbereinigung mit dem Ziel, mög­
lichst nur leistungsstarke konkurrenzfähige Betriebe

®) Roderidi P l a t e ;  Über die W irkung der Subventionierung von 
landw irtsdiaftlichen Erzeugnissen und Produktionsm itteln . In: Z eit­
schrift für die G esam ten Staatsw issenschaften, 122. Bd. H. 4, 
Tübingen 1966.

zu schaffen. Die bisher ergriffenen linearen Preis- 
stützungs- und Kostensenkungsmaßnahmen haben 
zweifellos die Immobilität der Landbevölkerung eher 
gefördert als verringert.

DIE AGRARSTUTZUNG IN GROSSBRITANNIEN

Die britische Agrarsubventionspolitik basiert auf dem 
Agricultural Act von 1947. Der Landwirtschaft wurden 
Subventionen für Düngemittel, Weideumbruch, Tuber­
kulosebekämpfung und andere produktionsfördernde 
Maßnahmen gewährt. Gleichzeitig wurden ihr für fast 
alle Verkaufserzeugnisse feste Preise garantiert, die 
in der Regel über den am M arkt erzielbaren Prei­
sen, ja  m itunter sogar über den von den Endverbrau­
chern zu zahlenden Kleinhandelspreisen lagen, die bei 
nur geringem Zollschutz weitgehend von den W elt­
m arktpreisen bestimmt werden. Das so geschaffene 
System belastet zwar den Staatshaushalt mit 3 bis 
4 Mrd. DM jährlich recht beträchtlich, es wird aber von 
der Öffentlichkeit unter verschiedenen Gesichtspunkten 
akzeptiert. Einmal beträgt die Zahl der in der Land­
wirtschaft Beschäftigten nur 4 ”/o der Gesamtzahl der 
Beschäftigten. Bei der großen Verbreitung, die die 
Subventionierungspolitik in der britischen W irtschaft 
in der Nachkriegszeit erlangt hat, empfindet die öffent-

V E R D F F E N T L I C H U N G E N  D E S  H A M B U R G I S C H E N  W E L T - W I R T S C H A F T S - A R C H  I V S

W ilhe lm  G . Franken

L EASI NG
EINE NEUE FORM  DER A N L A G E N F IN A N ZIE R U N G

In den letzten Jahren hat diese in den USA entwickelte Finanzierungs­
methode auch bei uns zunehmend an Bedeutung gewonnen. Die vor­
liegende Bibliographie vermittelt nicht nur die erforderlichen Infor­
mationen über die verschiedenen Leasing-Arten, sondern ebenso über 
die nicht minder wichtigen bilanztechnischen, steuerlichen und recht­
lichen Fragen dieser Finanzierungsform.

130 Seiten, 1966, Oktav, Preis brosch. DM 14,50

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H  • H A M B U R G
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lidikeit die Unterstützung der Landwirtschaft unter 
sozialen Gesichtspunkten als berechtigt, zumal sie 
selbst nicht unm ittelbar durch V erteuerung der Le­
bensmittel betroffen wird. Hinzu kommt, daß die 
Produktionszunahmen in der britischen Landwirtschaft 
beträchtlich waren, so daß gegenwärtig der Selbst­
versorgungsgrad im Ernährungssektor über 65"/o er­
reicht hat gegen noch nicht 50 Vo unm ittelbar nach dem 
Kriege. Bei der schwindenden Bedeutung Groß­
britanniens in der W eltwirtschaft wird diese Entwick­
lung allgemein als ein beruhigender Erfolg der natio­
nalen W irtsdiaftspolitik gewertet.

AGRARPOIITIK DER EWG-PARTNERIÄNDER

Die Harmonisierung der Agrarpolitik der EWG-Länder 
stößt sowohl von den natürlichen Grundlagen der 
Produktion als auch von der A grarstruktur aus auf 
keineswegs unüberwindbare Gegensätze. Die U nter­
schiede in Klima und Boden sind nicht gravierend, und 
in allen sechs Ländern ist die bäuerliche Betriebsform 
vorherrstäiend. Die durchschnittliche Betriebsgröße liegt 
in den Beneluxländern und in der Bundesrepublik zwi­
schen 8 bis 10 ha, in Italien etwas darunter, in Frank­
reich, infolge der stärkeren V erbreitung von Großbe­
trieben in einigen Regionen, bei etwa 17 ha.

Frankreich, mit 34 Mill. ha landwirtschaftlicher Nutz­
fläche (=  40 Vo der gesamten landwirtschaftlichen Nutz­
fläche der EWG) der bei weitem größte Agrarpro­
duzent der Gemeinschaft, kann sich eine A grarpreis­
stützung von größerem Ausmaß aus dem Grunde nicht 
leisten, weil die Produktion schon seit Jahrzehnten 
über den Inlandsverbrauch hinausschießt. 1962 kam 
das Gesetz über den „Sozialfonds zur Agrarstruktur- 
verbeserung" zustande. Dieses Gesetz sieht vor, die 
Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe zu verringern 
und die Abwanderung zu fördern. Es gewährt eine 
lebenslängliche Rente für die Betriebsaufgabe, Bei­
hilfen für die Umsiedlung und Umschulung von 
Landwirten und Landarbeitern sowie Unterstützung 
zur Verbesserung der Lebensbedingungen. W eitere 
Gesetzesmaßnahmen z. B. über den Zusammenschluß 
bäuerlicher Familienbetriebe und eine umfangreiche 
Familienhilfe verfolgen das Ziel, die A grarstruktur zu 
verbessern und die soziale Lage der Landwirtschaft zu 
heben. Nach Unterzeichnung des EW G-Vertrages hat 
die Regierung durch Bildung eines „allgemeinen Agrar­
marktfonds" (FORMA) eine umfassende Organisation 
aufgebaut, die die Aufgabe hat, auf den H auptagrar­
m ärkten preisstützende Interventionen durch V orrats­
käufe und andere Maßnahmen vorzunehmen. Dieses 
französische System ist in den inzwischen geschaffenen 
gemeinsamen Agrarm arktordnungen teilweise mit 
übernommen worden.

Hollands Landwirtschaft w ar aufgrund der positiven 
Einstellung der Holländer zum Freihandel schon früh­
zeitig dem W ettbewerb auf dem W eltm arkt ausgesetzt.

Unter diesem Druck und durdi starke Förderung der 
W issenschaft und Schulung der in der Landwirtschaft 
Beschäftigten hat Holland sehr früh eine führende 
Stellung (neben Dänemark) in der Produktivität und 
in der Orientierung und Organisation der Produktion 
auf den M arkt hin erreicht. Trotz einer — je  Kopf der 
Bevölkerung bezogen — verhältnism äßig geringen 
Nutzfläche exportiert die holländische Landwirtschaft 
— wertmäßig — fast ein Drittel ihrer Produktion. Die 
Regierung greift in das M arktgeschehen durch Siche­
rung gewisser M indestpreise im Inland ein und sucht 
gleichzeitig, z. B. durch den Import von Futtergetreide 
zu W eltm arktpreisen mit der Auflage, die hieraus her­
gestellten Veredelungserzeugnisse im Ausland abzu­
setzen, den Export zu fördern. Hoher Stand der Pro­
duktivität, weitgehende Spezialisierung und eine um­
fassende Absatzorganisation sichern der holländischen 
Landwirtschaft eine gute Position im Gemeinsamen 
Markt.

Ähnlich wie die Niederlande hat auch Belgien eine 
hohe Leistungsfähigkeit seiner Landwirtschaft erreicht. 
Bei der außerordentlich dichten Besiedelung sind die 
Absatzverhältnisse im Inland günstig. Die A grarpolitik 
beschränkt sich w eitgehend darauf, preisdrückende 
Einflüsse vom W eltm arkt abzuschwächen.

In Italien beträgt der Anteil der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung noch etwa ein 
Drittel. Auf dem W eg zum Industriestaat hat Italien 
damit erst einen Zustand erreicht, wie er in Deutsch­
land etwa um die Jahrhundertwende bestand. Eine 
Besserung der Lebensverhältnisse der Landbevölke­
rung, die zu einem erheblichen Teil in Zwergbetrieben 
lebt, ist hier am wirkungsvollsten durch eine rasch 
fortschreitende Industrialisierung zu erreichen. Die 
italienische Agrarpolitik ist deshalb überwiegend nach 
rein produktionswirtschaftlichen Gesichtspunkten ori­
entiert: Förderung der Erzeugung von Getreide und 
Vieh zur Verbesserung der Außenhandelsbilanz, Er- 
sdiließung von Ödland zur Erweiterung der landw irt­
schaftlichen Nutzfläche und ähnliche Maßnahmen.

AUSBUCK

Wie die vorstehenden Ausführungen gezeigt haben, 
sind die bestehenden Agrarstützungssystem e sehr un­
terschiedlich. Eine Annäherung, ja  A ngleidiung wird 
dort am ehesten erfolgen, wo einzelne Volkswirt­
schaften sich stärker integrieren, w ie dies bei den 
Staaten der Europäischen W irtsdiaftsgemeinschaft der 
Fall ist. Je stärker die internationalen H andelsver­
flechtungen w eltweit zunehmen werden, um so mehr 
besteht die Hoffnung, daß sich die Gesetze der M arkt­
wirtschaft auch im Agrarbereich in den einzelnen 
Volkswirtschaften wieder stärker durchsetzen werden, 
vor allem, wenn durch Strukturverbesserung und eine 
gesunde allgemeine W irtschaftsentwicklung die Mobi­
lität der Landbevölkerung w eiter gefördert wird.
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